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(Nr. 9725.) Geſetz, betreffend die von der Umgeſtaltung der Kaſſen im Bereich der Ver⸗ 
waltung der direkten Steuern betroffenen Beamten. Vom 1. April 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


. N 
Beamte, welche in Folge der vom 1. April 1895 ab eintretenden Um 
geftaltung der Kaſſen der Verwaltung der direkten Steuern nicht weiter verwendet 
werden, bleiben während eines fünfjährigen Zeitraums zur Verfügung des 
Finanzminiſters und werden auf einem beſonderen Etat geführt. 
Diejenigen, welche während des fünfjährigen Zeitraums eine etatsmäßige 
Anſtellung nicht erhalten, treten nach Ablauf deſſelben in den Ruheſtand. 


F. 2. 

Die zur Verfügung des Finanzminiſters verbleibenden Beamten erhalten 
während des fünfjährigen Zeitraums, auch wenn ſie während deſſelben dienſt⸗ 
unfähig werden, unverkürzt ihr bisheriges Dienſteinkommen einſchließlich des 
bisherigen Wohnungsgeldzuſchuſſes. 

Bei Ermittelung des bisherigen Dienſteinkommens werden die ihrem 
Betrage nach nicht feſtſtehenden Dienſtbezüge mit dem für das Rechnungs⸗ 
jahr 1893/94 erhobenen Betrage nach Abzug des beſtimmungsmäßig als Dienſt⸗ 
aufwand anzuſehenden Theils angerechnet. Feſtſtehende Bezüge gelangen hierbei 
nur inſoweit zur Anrechnung, als darin nicht eine Entſchädigung für Dienſt⸗ 
aufwand enthalten iſt. Bei den in den Jahren 1893/94 und 1894/95 in eine 
andere Stelle verſetzten Rentmeiſtern kann zu dieſer Ermittelung das Dienſt⸗ 
einkommen der letzten Stelle in Anrechnung gebracht W 
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Das Wittwen⸗ und Waiſengeld für die Hinterbliebenen dieſer Beamten 
wird in jedem Falle unter Zugrundelegung von drei Vierteln des penſtons⸗ 
berechtigten Dienſteinkommens gewährt. 

An Stelle einer etatsmäßig gewährten freien Dienſtwohnung tritt eine 
Miethsentſchädigung nach der Servisklaſſe des Orts der letzten Anſtellung. 


§. 3. 

Als Verkürzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Gelegen⸗ 
heit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder der Bezug der für 
Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt wegfällt. 

Als Nebenamt (Abſatz 1) gilt insbeſondere auch die einem Rentmeiſter 
übertragene Erhebung von Grundſteuerbeiſchlägen, Kommunalzuſchlägen, Feuer⸗ 
ſozietäts⸗ und Handelskammerbeiträgen oder die Verwaltung von Gemeinde⸗ 
oder anderen kommunalen Kaſſen. Jedoch wird dem Dienſteinkommen ($. 2 
Abſatz 1) derjenigen Rentmeiſter, welche auf Grund der Vorſchriften im $. 79 
der Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 oder im $. 44 
der Landgemeindeordnung für Weſtfalen vom 19. März 1856 Gemeindebürger⸗ 
meiſterei⸗ oder Amtskaſſen verwalten, das hierfür bezogene gemäß §. 2 Abſat 2 
zu ermittelnde reine Einkommen hinzugerechnet, inſoweit das dem einzelnen 
Rentmeiſter hiernach zu gewährende reine Dienſteinkommen insgeſammt den 
Jahresbetrag von 4 200 Mark zuzüglich des bisherigen Wohnungsgeldzuſchuſſes 
nicht überſteigt. 

§. 4. 

Die zur Verfügung des Finanzminiſters verbleibenden Beamten haben ſich 
nach Anordnung deſſelben und der etwa außerdem zuſtändigen Miniſter auch 
der zeitweiligen Wahrnehmung ſolcher Aemter zu unterziehen, welche ihren Fähig⸗ 
keiten und ihren bisherigen Verhältniſſen entſprechen. 

Während der Dauer einer ſolchen Beſchäftigung erhalten fie ihr früheres 
Dienſteinkommen (F. 2 Abſatz 1 und 2, F. 3 Abſatz 2) unverkürzt und fofern 
die Beſchäftigung außerhalb ihres Wohnortes erfolgt, Reiſekoſten nach den für 
die im Dienſte befindlichen Beamten beſtehenden Vorſchriften und eine nach dem 
erforderlichen Mehraufwande feſtzuſetzende Entſchädigung. 


§. 5. 

Die nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraums in den Ruheſtand tretenden 
Beamten erhalten die geſetzliche Penſion mit der Maßgabe, daß dieſelbe ohne 
Rückſicht auf die Dauer der Dienſtzeit auf drei Viertel des penſionsberechtigten 
Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. 

Iſt die hiernach zu bemeſſende Penſion geringer, als der Geſammtbetrag 
der Penſionen, welche einem mit der Verwaltung von Gemeinde ⸗(Bürgermeiſterei / 
Amts-) Kaſſen betrauten Rentmeiſter aus der Staatskaſſe und von dem be 
theiligten Kommunalverbande hätten gewährt werden müſſen, wenn er zur Zeit 


feines Ausſcheidens aus der bisherigen dienſtlichen Stellung in den Ruheſtand 
verſetzt worden wäre, ſo wird ihm der Geſammtbetrag dieſer Penſionen an Stelle 
der im Abſatz 1 vorgeſehenen Penſion aus der Staatskaſſe gewährt. 


$. 6. 

Denjenigen nicht zur Verwendung gelangenden Beamten, welche zu den 
im F. 2 Abſatz 2 des Geſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 268) 
bezeichneten Beamten gehören, kann ein Wartegeld bis auf Höhe des geſetzmäßigen 
Penſionsbetrages gewährt werden. 

. 

Findet eine Wiederbeſchäftigung der Beamten in anderen Zweigen des 
Staatsdienſtes oder bei Reichsbehörden ſtatt, jo finden die geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Wiederbeſchäftigung penſionirter Beamten auf die im §. 2, 3 und 6 
bezeichneten Bezüge Anwendung. 

§. 8. 

Die Vorſchriften im F. 2 Abſatz 2 und 9. 3 finden behufs Ermittelung 
des bisherigen Dienſteinkommens auch in denjenigen Fällen Anwendung, in 
welchen verfügbar werdende Beamte eine anderweite Anſtellung im Staats⸗ 
dienſte erhalten. 

Die im $. 3 Abſatz 2 vorgeſehene Anrechnung des Einkommens aus der 
Verwaltung von Gemeinde- u. ſ. w. Kaſſen bleibt aber ausgeſchloſſen, ſoweit 
daſſelbe durch Einnahmen aus den mit der neuen Stelle etwa verbundenen 
Nebenämtern erſetzt wird. 

Iſt die einem anderweit im Staatsdienſte angeftellten Rentmeiſter bei feiner 
Verſetzung in den Ruheſtand geſetzlich zuſtehende Penſion geringer als der Geſammt⸗ 
betrag der Penſionen, welche ihm aus der Staatskaſſe und mit Rückſicht auf 
die Verwaltung von Gemeinde⸗ (Bürgermeiſterei⸗, Amts⸗) Kaſſen von dem 
betheiligten Kommunalverbande hätten gewährt werden müſſen, wenn er zur Zeit 
ſeines Ausſcheidens aus der letzten Stellung in den Ruheſtand verſetzt worden 
wäre, ſo wird ihm der Geſammtbetrag dieſer Penſionen an Stelle der nach den 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu bemeſſenden Penſion aus der Staats⸗ 
kaſſe gewährt. 5 

$. 9. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt: 

1) den zu feiner Verfügung verbleibenden Beamten ($. 2 Abſatz 1), ſowie 
den im Staatsdienſt anderweite Verwendung findenden Beamten neben 
den ihnen geſetzlich zuſtehenden Bezügen einmalige oder fortlaufende, 
widerrufliche nicht penſionsberechtigte Zuſchüſſe bis zur Höhe des in 
ihrer ſeitherigen dienſtlichen Stellung aus dem Haupt- und den Neben⸗ 
ämtern bezogenen reinen Geſammteinkommens zu bewilligen, 

2) den zu ſeiner Verfügung verbleibenden Beamten beim Uebertritt in 

eine nicht ſtaatliche, insbeſondere in eine kommunale Dienſtſtellung die 
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Aufrechterhaltung ihrer dem Staate gegenüber bereits erworbenen An⸗ 
ſprüche auf Penſion und Reliktenverſorgung zuzuſichern, ſowie Zuſchüſſe 
zu deren Beſoldung bis zur Erreichung ihres ſeitherigen reinen Dienſt⸗ 
einkommens zu gewähren, 

3) den zu ſeiner Verfügung verbleibenden oder in nichtſtaatliche Dienft- 
ſtellungen übergetretenen Rentmeiſtern im Falle ihrer Verſetzung in den 
Ruheſtand zu der geſetzlichen oder ihnen gemäß Nr. 2 zugeſicherten 
Penſion Zuſchüſſe bis zum Betrage einer nach einem Dienſteinkommen 
von 3 600 Mark berechneten Penſion zu bewilligen. 


$. 10. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſters beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 1. April 1895. 


G. S) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


(Nr. 9726.) Geſetz, betreffend die Erweiterung und Vervollſtändigung des Staatseiſenbahn⸗ 
netzes und die Betheiligung des Staates an dem Bau von Kleinbahnen. 
Vom 8. April 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
li 


Die Staatsregierung wird ermächtigt: 
I. zur Herſtellung von Eiſenbahnen und der durch dieſelbe bedingten 
Vermehrung des Fuhrparks der Staatsbahnen, und zwar: 


a) zum Bau einer Eiſenbahn: 

1) von Angerburg nach Goldap die Summe von 3 740 000 Mark, 
2) von Jablonowo nach Rieſenburg mit Abzweigung 

nach Marienwerder die Summe voea n 5 960 000 
3) von Rheda nach Putzig die Summe von 1070 000 
4) von Ströbel nach Schweidnitz die Summe von.. 1853000 » 
5) von Bolkenhain nach Merzdorf die Summe von 2 000 000 
6) von Oberrottenbach nach Katzhütte mit Abzweigung 

nach Königſee die Summe vonn 2 985 000 
7) von Gandersheim über Bodenburg einerſeits nach 

Elze andererſeits nach Düngen die Summe von. 5 320 000 
8) von Bremervörde nach Buchholz die Summe von 4 585 000 
9) von Brilon nach Geſeke die Summe von 5 170 000 
10) von Trompet nach Kleve die Summe von 4 030 000 


p) zur Beſchaffung von Betriebsmitteln 
die Summe von — 2 — 8 550 000 - 
zufammen .... 45 263 000 Mark; 


* * * * 


II. zur Deckung der Mehrkoſten: 
1) für den Bau einer Eiſenbahn von Triptis nach 
Blankenſtein die Summe von.. 750 000 Mark, 
2) für Anlage von Straßen und Ex 
werb von Grund und Boden behufs 
Verwerthung der in Folge Umge⸗ 
ſtaltung der Bahnhofsanlagen in 
Düſſeldorf freigewordenen Grund⸗ 
ſtücke die Summe von 420 000 
zuſammen ... 1170 000 «+ 
Seite .. 46 433 000 Mark, 


(Ar. 9726.) 


Uebertrag .... 46 433 000 Mark, 


III. zur Förderung des Baues von Kleinbahnen die 
Summe vonn 8 5 000 000 +» 


insgeſammt ... 51 433 000 Mark 
zu verwenden. EN 


Ueber die Verwendung des Fonds zu III wird dem Landtage alljährlich 
Rechenſchaft abgelegt werden. 


Mit der Ausführung der vorſtehend unter Nr. Ia aufgeführten Bahnen 
iſt erſt dann vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 

A. Der geſammte zum Bau der Bahnen und deren Nebenanlagen nach 
Maßgabe der von dem Minifter der öffentlichen Arbeiten oder im Enteignungs⸗ 
verfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche Grund und Boden iſt der 
Staatsregierung in dem Umfange, in welchem derſelbe nach den landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen der Enteignung unterworfen iſt, unentgeltlich und 
laſtenfrei — der dauernd erforderliche zum Eigenthum, der vorübergehend er⸗ 
forderliche zur Benutzung für die Zeit des Bedürfniſſes — zu überweiſen, oder 
die Erſtattung der ſämmtlichen ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung im Wege der 
freien Vereinbarung oder Enteignung aufzuwendenden Koſten, einſchließlich aller 
Nebenentſchädigungen für Wirthſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachtheile, in 
rechtsgültiger Form zu übernehmen und ſicherzuſtellen. 

Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die un⸗ 
entgeltliche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen 
erforderlichen Grund und Bodens, deren Herſtellung dem E drerneh ner 
im öffentlichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigenthums 
auf Grund landesgeſetzlicher Beſtimmung obliegt oder auferlegt wird. 

Zu den Grunderwerbskoſten der Bahn zu Nr. 8 (Bremervörde Buchholz) 
ſoll ſtaatsſeitig ein Zuſchuß von 85 000 Mark gewährt werden. 

B. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit 
dies die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, ſeitens der daran betheiligten 
Intereſſenten unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des 
Beſtehens und Betriebes der Bahnen zu geſtatten. 

C. Für die unter Ia 4 bis 7 benannten Bahnen muß außerdem von den 
Intereſſenten — für die Bahn unter 7 jedoch nur für die im Braunſchweigiſchen 


Staatsgebiete belegenen Theilſtrecnñʒen — zu den Baukoſten ein unverzinslicher, 
nicht ruͤckzahlbarer Zuſchuß geleiſtet werden, und zwar zum Betrage: 
a) bei Nr. 4 (Ströbel—Schweidnitz) von 100 000 Mark, 
b) bei Nr. 5 (Bolkenhain—Merzdorf) voͤ nn 70000 » 
e) bei Nr. 6 (Oberrottenbah-Kaghütte mit Abzweigung 
nach Königſee) voennnn;? 500 000 


d) bei Nr. 7 (Gandersheim Elze beziehungsweiſe Düngen) 
3332 8 200 000 


$. 2. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der zu den im F. 1 
unter Nr. 1 und II vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen und der 
unter Nr. III vorgeſehenen Förderung des Baues von Kleinbahnen erforderlichen 
Mittel won 0.22.00. ]ĩ?nX.ꝛ nee 51 433 000,00 Mark 

1) die gemäß §. 10 von den Intereſſenten zu 

leiſtenden Zuſchüſſe zu den Baukoſten im Betrage 
von zuſammen 870 000,00 Mark, 

2) die verfügbaren Reſtbeſtände: 

a) des Amortiſationsfonds 

der Zweigbahn von Kleve 

nach Zevenaar im Bes 

trage vnn. 2805 152,61 „ 
p) des Baufonds des vor⸗ 

maligen Rhein -Nahe⸗ 

Eiſenbahnunternehmens 

im Betrage von min⸗ 

deſte s 308 864 - 
e) des Liquidationskontos 

der vormaligen Heſ⸗ 

ſiſchen Nordbahn⸗Ge⸗ 

ſellſchaft im Betrage 

von mindeſtens 968,13 „ 

zufammen .... 3984 9851 


zu verwenden. 

Zur Deckung des alsdann noch verbleibenden Reſt 
betrages von höchſten n 47 448 014% Mark 
find Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


§. 3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($. 2), beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 

1869 (Gefeg-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


F. 4. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im 6. 1 unter Nr. J und II 
bezeichneten Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf 
zu ihrer Rechtsgultigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 
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Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandtheile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eifenbahntheile und auf die un⸗ 
beweglichen inſoweit nicht, als dieſelben nach der Erklärung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahn entbehrlich find. 


$. 5. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 8. April 1895. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


